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Zur Veröffentlichung der Widerspruchszahlen der 20 größten Städte durch Google nimmt der 

Hamburgische Beauftragte für Datenschutz und Informationsfreiheit, Johannes Caspar, wie 

folgt Stellung: 

 

„Nach Auskunft von Google liegt die Widerspruchsquote der Haushalte in den 20 größten Städ-

ten der Bundesrepublik bei nahezu 3%. Die Zahl bezieht sich auf ca. 8,5 Millionen Haushalte, 

also auf weniger als ein Viertel der insgesamt über 40 Millionen Haushalte in Deutschland. Die 

Zahl von immerhin 245.000 Widersprüchen in diesem Bereich zeigt, dass in den Ballungszen-

tren die Bürgerinnen und Bürger von ihrem Widerspruchsrecht Gebrauch gemacht und damit ihr 

Recht auf informationelle Selbstbestimmung gewahrt haben.  

 

Es gilt nun, die Zahl der Widersprüche bei den verbliebenen ca. 32 Millionen Haushalten abzu-

warten. Gerade aus den ländlichen Regionen hat uns in der Vergangenheit die große Masse 
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der Beschwerden und Eingaben erreicht. Hier wurden die Kamerafahrten als besonders prob-

lematischer Eingriff in die Privatsphäre angesehen.  

 

Legt man die Widerspruchsquote der Ballungszentren für die Mehrzahl der Haushalte in den 

anderen Regionen zugrunde, so dürfte zu erwarten sein, dass deutlich über eine Millionen 

Haushalte von dem Widerspruchsrecht Gebrauch machen werden. Die endgültigen Zahlen lie-

gen hierzu noch nicht vor, da bislang das Widerspruchsverfahren für die anderen Regionen 

noch nicht abgeschlossen ist. 

 

Bereits heute kann man feststellen, dass das Opt-Out-Verfahren eine durchaus beachtliche 

Akzeptanz gefunden hat. Für die zu erwartenden künftigen Widerspruchsverfahren gegen ande-

re geplante Internet-Dienste sollte die Einführung eines Widerspruchsregisters erwogen wer-

den, das vom Bundesbeauftragten für den Datenschutz und die Informationsfreiheit, Peter 

Schaar, ins Gespräch gebracht worden ist. Dies würde den Bedenken vieler Bürger entgegen 

kommen, die am hier gewählten Verfahren zu Recht kritisiert haben, dass es erforderlich sei, 

ihre persönlichen Daten erst an die verantwortliche Stelle weiterzugeben, um von ihrem infor-

mationellen Selbstbestimmungsrecht Gebrauch machen zu können. 
 

 

Kontakt/ Rückfragen: 
Prof. Dr. Johannes Caspar, Tel. 428 54 - 4041 
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